
Die steinzeit ist nicht aus Mangel an steinen zu Ende
 gegangen. Vor rund 5000 Jahren kam einer unserer Vor-
fahren auf die Idee, Kupfer und Zinn zu verschmelzen;

das war’s dann für die steinzeit, die Bronze-Ära brach an. 
Daran sollten wir denken, wenn uns nächste Woche die

 melodramatischen appelle aus Rio de Janeiro erreichen, die
Horrorstorys vom Ende des Ölzeitalters, die Legende von den
Grenzen des Wachstums, die apokalyptischen schilderungen
der drohenden Klimakatastrophe.
also: Die steinzeit ging nicht zu
Ende, weil alle steine aufgebraucht
waren; die Ära der Pferdefuhrwer -
ke war nicht vorbei, weil plötzlich
die Gäule ausstarben. Und so dürf -
te auch das Zeitalter der fossilen
Brennstoffe nicht wegen zu wenig
Öl, Gas und Kohle zu Ende gehen,
sondern dadurch, dass den Men-
schen etwas Neues, Besseres einfällt.

Die Welt hat ein Klimaproblem.
Darüber besteht Einigkeit, ebenso
darüber, dass es nur durch weltweite
Zusammenarbeit gelingen wird, es
zu lösen. Weil sich die klimaschäd -
lichen Kohlendioxid-Moleküle aus
den fossilen Brennstoffen gleichmä-
ßig über den Globus verteilen, spielt
es keine Rolle, wer sie in die Luft
bläst. 20000 Politiker, Funktionäre
und Öko-aktivisten aus der ganzen
Welt werden deshalb nächste Woche
zum Weltgipfel nach Brasilien reisen,
an sich keine schlechte sache.

Das Problem bei der globalen Umweltbewegung aber besteht
darin, dass sie weniger darüber nachdenkt, wie das Neue in
die Welt kommt, sondern, im Gegenteil, darüber, wie es sich
verhindern lässt. Es müsste um Wachstum und Innovationen
gehen, stattdessen ist die Rede von „Vorsorge“ und „Nachhal-
tigkeit“, womit im Grünsprech einiger Umweltfreunde Verzicht
und Fortschrittsfeindlichkeit gemeint sind. Die Rio-Konferenz
wird deshalb wohl genauso ergebnislos enden wie der vergan-
gene Klimagipfel in Durban, bei dem die Fachleute nächtelang
über die Frage stritten, ob sie nun „rechtlich verbindlich“ oder
„mit Rechtskraft“ ins Protokoll schreiben. 

Fortschrittliche Technologien sind nur dann zuzulassen, wenn
ihre Harmlosigkeit bewiesen ist. so lautet das Vorsorgeprinzip,
das die Teilnehmer der ersten Rio-Weltkonferenz vor 20 Jahren
zur Leitschnur ihres Handelns erklärten. Hätte es einen solchen
Besorgnisgrundsatz schon früher gegeben – unser Leben sähe
anders aus. Dass sich schutzimpfungen gegen Masern oder Rö-
teln gegen das Vorsorgeprinzip jemals durchgesetzt hätten, darf
bezweifelt werden: zu gefährlich. Die Röntgentechnik: irre ris-
kant. Elektrizität: Finger weg. Oder der Flugverkehr: nach der
Doktrin der Restrisikovermeidung undenkbar. Womöglich säßen

wir Menschen noch immer mit nacktem Hintern in einer Höhle
im Neandertal und schlügen unserem Kind den zufällig aufge-
lesenen Feuerstein aus der Hand. Nicht, dass es sich verbrennt.

Und dann gibt es da noch das Nachhaltigkeitsprinzip. Es fin-
det sich ebenfalls im Protokoll der ersten Rio-Konferenz und
hat eine nicht minder beeindruckende Karriere als das Vorsor-
geprinzip gemacht. alles muss heute irgendwie nachhaltig sein,
unsere Ernährung, unser Einkaufsverhalten und sogar unsere

Banken wie die Hypo Real Estate,
die sich in ihrem Geschäftsbericht
unter der Überschrift „Nachhaltig-
keit“ dazu bekannte, „Verantwor-
tung gegenüber der Gesellschaft zu
übernehmen“, und zwar just in je-
nem Jahr, in dem sie vom steuer-
zahler mit einem Milliardenbetrag
gerettet werden musste.

Das Problem ist, dass der Vorsor-
ge- und der Nachhaltkeitsgedanke
nicht auf der ganzen Welt geteilt
werden, insbesondere nicht in jenen
Ländern, auf die es jetzt ankommt.
Chinesen, Inder und Brasilianer gie-
ren nach Wachstum und Fortschritt.
Während die EU demnächst alle
 Gefriertruhen vom Markt drängen
will, die nicht das neueste Ökosiegel
tragen, wären viele Menschen in
den Entwicklungs- und schwellen-
ländern froh, wenn sie überhaupt
 einen Kühl schrank besäßen.

Die erste fundamentale Fehlein-
schätzung der steinzeit-Ökologen

ist, dass die fortschrittshungrigen staaten bereit sein werden,
auf Wachstum zu verzichten, wenn wir nur lange genug auf
sie einreden und genügend Druck aufbauen. Und der zweite,
dahinterliegende Irrtum lautet, dass ein solches Verhalten für
die Umwelt von Vorteil wäre.

Wer sich mit Umweltschützern unterhält, mit Green-
peace, dem BUND oder den Vertretern von attac,
wird schnell dar über aufgeklärt, dass das kapitalisti-

sche Wachstumsmodell nicht auf die schwellen- und Entwick-
lungsländer übertragen werden dürfe, weil sonst die Erde kol-
labiere. Es herrscht großes Misstrauen gegenüber der Wirkungs-
kraft der Marktwirtschaft. Die Erinnerung an die katastrophalen
Umweltzustände in der sowjetunion und in der DDR ist offen-
bar verblasst. Wer weiß denn noch so genau, dass die Ost-In-
dustrie bei der Produktivität damals gerade mal 20 Prozent des
Westniveaus erreichte, beim Energieverbrauch aber 120 Prozent
und beim schwefeldioxidausstoß sogar etwa 1000 Prozent?

am besten, die Dritte Welt bliebe rückständig. so deutlich
spricht es zwar niemand aus. aber der in Teilen der Öko-szene
beliebte Plan, den schwellenländern ein CO²-Kontingent zuzu -
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teilen, um es ihnen dann abkaufen zu können, läuft auf eine
solche sedierung hinaus. Die armen Länder sollen die Welt
mit Treibhausgasen verschonen; von uns würden sie stattdes -
sen fürs Nichtstun bezahlt – ein Modell, dass sich mit den still-
legungsprämien und dem sogenannten sofamelker in der EU-
Landwirtschaftspolitik bereits etabliert hat.

Ein andere Idee sieht vor, einen Öko-Zoll auf Importgüter
zu erheben, wenn diese unseren Vorstellungen von einer nach-
haltigen Produktionsweise nicht genügen. auf diese Weise
ließe sich nicht nur dem nicht nachhaltigen Wirtschaftswachs-
tum in den ärmeren Ländern ein Riegel vorschieben. Gleich-
zeitig würde die heimische Industrie vor unliebsamer Konkur-
renz beschützt: Öko-Imperialismus pur. 

Würde der Umwelt damit geholfen? Nein, im Gegenteil. Die
grüne anti-Wachstums-Ideologie schadet der Umwelt. Die Vor-
stellung, wir könnten den Drang der schwellen- und Entwick-
lungsländer bremsen, ist nicht nur unrealistisch, sondern kontra -
produktiv.

Es braucht ein gewisses Maß an Wohlstand, damit sich die
Bevölkerung eines Landes für Ökologie interessiert. Wer
ums Überleben kämpft, hat andere sorgen als die Größe

seines CO²-Fußabdrucks. „sind nicht armut und Not die größ-
ten Umweltverschmutzer?“, sagte
Indiens damalige Ministerpräsiden-
tin Indira Gandhi, als die Vereinten
Nationen 1972 in stockholm ihre ers-
te Umweltkonferenz abhielten. „Wir
wollen die Umwelt keineswegs wei-
ter verschlechtern, doch wir können
nicht für einen Moment die grau -
same armut einer großen Zahl von
Menschen vergessen. Die Umwelt
kann unter den Bedingungen der ar-
mut nicht verbessert werden.“

Wirtschaftswissenschaftler etwa
der ETH Zürich haben empirisch un-
tersucht, welche Entwicklungsstufen
Länder nehmen, wenn das Brutto -
inlandsprodukt wächst. Es zeigt sich,
dass mit steigendem Wohlstand zu-
nächst die Umweltzerstörung zu-
nimmt. Doch ab einem gewissen
Wohlstandsniveau ändert sich die
 situation. Die Menschen sehen die
verdreckten Flüsse, die verstopften
straßen und die verpestete Luft als
Ärgernis an. sie sehnen sich nach
mehr Lebensqualität. Umweltschutz rückt näher ins Zentrum
der Poli tik. Die Wirtschaft verändert sich; Dienstleistungsbran-
chen verdrängen die schmutzigen Industrien. Bei Gewässern lässt
sich der Zusammenhang zwischen Umwelt und Wirtschaftskraft
gut beobachten. Erst verschmutzen die Flüsse und die seen. Doch
ab  einem gewissen Wohlstandsniveau werden sie wieder sauber.

Experten der Weltbank kommen zu dem Ergebnis, dass die
Hürde je nach schadstoff bei einem Bruttoinlandsprodukt von
etwa 8000 Dollar pro Kopf liegt. In China wurde dieser Wert
kaufkraftbereinigt 2011 überschritten. Tatsächlich treibt die Re-
gierung das Thema Umweltschutz voran. Die Luft in Peking
und shanghai wird sauberer. auf anrührende Weise sind die
Menschen bemüht, die Natur in die malträtierten städte zu-
rückzuholen. Die Randstreifen an den straßen sind mit Blumen
und Büschen bepflanzt; entlang den stadtautobahnen stehen
Blumenkästen.

Dazu passt, was die Uno-Organisation für Landwirtschaft und
Ernährung FaO über die Entwicklung der Wälder herausgefun-
den hat: „Wir beobachten, dass es mit dem Wald immer dann
aufwärtsgeht, wenn Länder anfangen, sich zu industrialisieren
und ihre Landwirtschaft zu intensivieren“, so die FaO. In asien

nimmt die Waldfläche derzeit stark zu, trotz steigender Bevöl-
kerungszahlen. China forstet Millionen Hektar jährlich auf.

Die Frage ist nun, ob die Theorie auch für den ausstoß des
klimaschädlichen Kohlendioxids gilt. Kritiker wenden ein, dass
steigende Wirtschaftsleistung automatisch mit höherem Ener-
gieverbrauch einhergehe, was zwangsläufig zu mehr CO²-Emis-
sionen führe.

Doch dieser Einwand ist falsch. Deutschland ist dafür der
beste Beleg. seit der Wiedervereinigung ist es gelungen zu zei-
gen, dass Wirtschaftswachstum nicht automatisch zu mehr
Treibhausgasen führen muss. Wir haben es geschafft, mit we-
niger Ressourcen mehr Wohlstand zu erwirtschaften. Das
Brutto inlandsprodukt stieg seit 1990 inflationsbereinigt um 30,7
Prozent, während der ausstoß von klimaschädlichem CO² um
etwa 26 Prozent sank. 1990 wurden hierzulande noch 8,7 Giga-
joule Primärenergie verfeuert, um 1000 Euro zu erwirtschaften.
2010 waren es nur noch 6,2 Gigajoule. Die Energieproduktivität
stieg demnach um fast 40 Prozent, ein beträchtlicher Fortschritt.
Man stelle sich ein auto vor, das früher mit einer Tankfüllung
von Hamburg bis nach München fuhr und es heute mit der
gleichen spritmenge bis nach Mailand schafft.

Hinter dieser Entwicklung steckt auch die sanierung der
 Ex-DDR. Die schrottreifen Ost-Kraftwerke verschwanden

 ebenso wie die stinkenden Trabis,
die Kohleöfen in den unsanierten
altbauwohnungen und die maro-
den Fabriken. Die enormen Effi-
zienzgewinne der ersten Jahre nach
der Wiedervereinigung sind heute
nicht mehr zu erzielen. aber wir
können davon ausgehen, dass in der
Industrie, im Verkehr und in unse-
ren Wohnungen und Häusern noch
immer gewaltige Effizienz reserven
stecken.

Die Öko-Bewegung sollte sich
 daran gewöhnen, Fortschritt und
Wachstum nicht als Problem, son-
dern als Lösung für ihre Umwelt -
sorgen zu betrachten. Der Eiffel-
turm in Paris ließe sich heute pro-
blemlos mit 2000 Tonnen stahl statt
mit 7000 Tonnen bauen. Vor hun-
dert Jahren produzierte ein Bauer
gerade genug Lebensmittel, um vier
Menschen zu ernähren. Heute ern-
tet ein moderner Mähdrescher pro
Tag so viel Weizen, dass es für eine

halbe Million Brote reicht. Ein modernes auto dürfte selbst
bei voller Fahrt weniger krebserregende schadstof fe freiset -
zen als 1970 ein geparktes auto durch die Lecks in seinen Lei-
tungen, wie der britische Wissenschaftler Matt Ridley ausge-
rechnet hat. 

Es wäre hilfreich, wenn sich das Verhältnis der Öko-szene
zur Marktwirtschaft entspannte. Es ist ja richtig, dass Märkte
ihre Fehler haben, wenn es um Gemeingüter wie Luft und Was-
ser geht. Doch es gibt effiziente Instrumente wie den Emis -
sionshandel, um diese Probleme zu lösen. Es ist nicht  nötig,
eine art Öko-Diktatur zu errichten, wie es etwa der von der
Bundeskanzlerin angela Merkel eingesetzte Wis senschaftliche
Beirat für Globale Umweltveränderungen  nahelegt.

Je schneller die schwellen- und Entwicklungsländer wirt-
schaftlich aufholen, desto eher werden sie bereit sein, mit uns
über Klimaschutz zu verhandeln. Der technische Fortschritt
spielt uns dabei in die Hände, zumal er sich mit dem wirt-
schaftlichen aufstieg Chinas und Indiens beschleunigen wird.
Und so würden schließlich auch Wissenschaftler aus Peking
und Mumbai dazu beitragen, dass das fossile Zeitalter zu Ende
geht, indem ihnen etwas Neues, Besseres einfällt. ◆
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Es ist nicht nötig, eine 
Öko-Diktatur zu errichten, wie
es Merkels Berater nahelegen. 


